
Politische Gemeinde Rafz 
 
 
Die Stimmberechtigten der Politischen Gemeinde Rafz werden zur 

 

Gemeindeversammlung 
 

am Montag, 17. Juni 2024, 19.30 Uhr, 
im Zentrum Tannewäg, Tannewäg 28, Rafz 
 
eingeladen. Folgende Geschäfte 1) werden behandelt: 
 
1. Genehmigung der Jahresrechnung 2023 der Politischen Gemeinde Rafz 

2. Ersatzwahl eines Mitglieds des Wahlbüros Rafz für den Rest der Amtsdauer 2022 
bis 2026 

3. Anfragen im Sinne von § 17 des Gemeindegesetzes 
 
1) Der Gemeinderat hat am 28. Mai 2024 entschieden, das in der ersten Ankündi-

gung vom 17. Mai 2024 geplante Geschäft zur Sanierung und Restrukturierung 
der Schulanlage Götze von der Traktandenliste zu nehmen. Über die Gründe wird 
er im Informationsteil nach der offiziellen Gemeindeversammlung berichten. 

 
Aktenauflage, Stimmregister und Anfragen 

Die Akten liegen zwei Wochen vor der Versammlung, d.h. ab Montag, 3. Juni 2024 in 
der Gemeindeverwaltung Rafz, Abteilung Präsidiales und Dienste, Ebene 3, während 
der Öffnungszeiten des Gemeindehauses zur Einsichtnahme auf. Sie können zudem 
auf der Website www.rafz.ch in der Rubrik „Gemeindeversammlungen“ eingesehen 
und heruntergeladen werden. Der Beleuchtende Bericht wird interessierten Personen 
auf Verlangen kostenlos zugestellt. Anfragen von allgemeinem Interesse sind gemäss 
§ 17 des Gemeindegesetzes spätestens zehn Arbeitstage (bis Montag, 3. Juni 2024) 
vor der Gemeindeversammlung dem Gemeinderat schriftlich und von der anfragenden 
Person unterzeichnet einzureichen. 
 
Stimmberechtigung 

Die Stimmberechtigung richtet sich nach dem Gesetz über die politischen Rechte. 
 
Information Bevölkerung und Apéro 

Im Anschluss an die offizielle Gemeindeversammlung informiert der Gemeinderat die 
Bevölkerung über aktuelle Themen. Hierbei besteht die Möglichkeit zu einem aktiven 
Austausch (offene Diskussion) mit dem Gemeinderat. Nachher sind alle zum Apéro 
eingeladen. 
 
Der Gemeinderat freut sich über Ihre Teilnahme. 
 
Rafz, 3. Juni 2024 Gemeinderat Rafz 
 
  

http://www.rafz.ch/
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1. Genehmigung der Jahresrechnung 2023 der Politischen Gemeinde Rafz 

 

 
 

Antrag 
 
Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung: 
 
Die Jahresrechnung 2023 der Politischen Gemeinde Rafz wird genehmigt. 

 
Rafz, 2. April 2024 Gemeinderat Rafz 

 Kurt Altenburger Manfred Hohl 
 Gemeindepräsident Gemeindeschreiber 
 
 
 

 
Behördlicher Referent: Gemeinderat Roman Neukom 
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Beleuchtender Bericht 
 
Ausgangslage 
 
Die Jahresrechnung 2023 der Politischen Gemeinde Rafz liegt mit folgenden Ergeb-
nissen zur Genehmigung vor: 
 
Erfolgsrechnung Rechnung 2023 Budget 2023 
Aufwand Fr. 35'257'896.76 Fr. 33'367'600.00 
Ertrag Fr. 37'559'025.71 Fr. 33'645'200.00 

Ergebnis (Ertragsüberschuss) + Fr. 2'301'128.95 + Fr. 277'600.00 
 
Investitionen im Verwaltungsvermögen Rechnung 2023 Budget 2023 
Ausgaben Fr. 6'149'017.89 Fr. 8'225'000.00 
Einnahmen Fr. 2'275'714.19 Fr. 3'150'000.00 

Nettoinvestitionen Fr. 3'873'303.70 Fr. 5'075'000.00 
 
Investitionen im Finanzvermögen Rechnung 2023 Budget 2023 
Ausgaben Fr. 1'641'600.00 Fr. 1'600'000.00 
Einnahmen Fr. 1'641'600.00 Fr. 1'600'000.00 

Nettoinvestitionen Fr. 0.00 Fr. 0.00 
 
Bilanz per 31.12.2023  per 31.12.2022 
Aktiven und Passiven je Fr. 69'362'377.67 Fr. 67'376'401.53 

davon: 
Finanzvermögen Fr. 22'137'709.76 Fr. 21'562'883.62 
Verwaltungsvermögen Fr. 47'224'667.91 Fr. 45'813'517.91 
davon Anlagevermögen FV und VV Fr. 56'388'405.91 Fr. 54'855'103.91 
Fremdkapital Fr. 17'140'583.46 Fr. 17'613'019.93 
davon kurzfristig Fr. 6'626'121.18 Fr. 10'101'984.11 
Zweckgebundenes Eigenkapital 
(Spezialfinanzierungen) Fr. 3'922'082.97 Fr. 6'264'799.31 
Zweckfreies Eigenkapital (Bilanzüberschuss) Fr. 48'299'711.24 Fr. 43'498'582.29 
davon finanzpolitische Reserve Fr. 2'500'000.00 Fr. 0.00 
 
Erläuterungen 

 
Erfolgsrechnung 
 
Die Erfolgsrechnung 2023 schliesst mit einem Ertragsüberschuss von Fr. 2'301'128.95 
ab. Das Budget 2023 ging von einem Ertragsüberschuss von Fr. 277'600.-- aus. Somit 
fällt der Rechnungsabschluss um Fr. 2'023'528.95 besser aus als budgetiert. 
 
Die Abweichungen sind im Wesentlichen auf die höheren Steuererträge von fast 2,4 
Mio. Franken zurückzuführen, insbesondere die Grundstückgewinnsteuern sind 1,7 
Mio. Franken höher ausgefallen. Die Aufgabenbereiche schliessen wie folgt ab: 
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Verbesserungen: 0 Allgemeine Verwaltung Fr. 84'085.17 

(Minderaufwand/Mehrertrag) 5 Soziale Sicherheit Fr. 366'574.04 
 6 Verkehr und Nachrichtenübermittlung Fr. 226'192.14 
 7 Umweltschutz und Raumordnung Fr. 5'901.78 
 8 Volkswirtschaft Fr. 374'049.57 
 9 Finanzen und Steuern (ohne Abschluss) Fr. 2'564'417.12 
 
Verschlechterungen: 1 Öffentliche Ordnung und Sicherheit Fr. 1'769.57 
(Mehraufwand/Minderertrag) 2 Bildung Fr. 803'330.69 
 3 Kultur, Sport und Freizeit Fr. 96'387.41 
 4 Gesundheit Fr. 696'203.20 
 
Begründungen der Abweichungen der einzelnen Aufgabenbereiche: 
 
0 Allgemeine Verwaltung 
Der Nettoaufwand dieses Aufgabenbereichs schliesst Fr. 84'085.17 unter Budget ab. 
Die Abweichungen begründen sich wie folgt: 
 
In allen Bereichen sind höhere Lohnkosten angefallen, da der vom Regierungsrat auf-
grund der effektiven Entwicklung festgelegte Teuerungsausgleich von 3,5 % markant 
über den prognostizierten 1,1 % lag. Im Gegenzug mussten weniger externe Berater 
beigezogen werden, dafür resultierten höhere Kosten für ICT-Support. Tiefere interne 
Verrechnungen von Löhnen und aktivierbaren Eigenleistungen für Investitionsprojekte 
durch interne Umstrukturierungen. Höhere Gebührenerträge, vor allem aus Baubewil-
ligungen, welche insbesondere auf zwei Grossprojekte zurückzuführen sind. 
 
1 Öffentliche Ordnung und Sicherheit 
Der Nettoaufwand dieses Aufgabenbereichs schliesst Fr. 1'769.57 über Budget ab. 
Die Abweichungen begründen sich wie folgt: 
 
Höhere Entschädigungen für Kindes- und Erwachsenenschutz sowie Berufsbeistand-
schaften durch Nachforderungen des Vorjahres und aufgrund gestiegener Fallzahlen, 
welche höhere Personalkosten zur Folge haben. Geringere Aufwendungen für Ver-
messungen. Tiefere Entschädigungen der Feuerwehr, weil die Anzahl der Feuerwehr-
angehörigen rückläufig ist und eine Übung weniger durchgeführt wurde. Dies führte zu 
tieferen Kostenanteilen der Gemeinden Wil und Rafz. 
 
2 Bildung 
Der Nettoaufwand dieses Aufgabenbereichs schliesst Fr. 803'330.69 über Budget ab. 
Die Abweichungen begründen sich wie folgt: 
 
Bei den Personalkosten schlagen nebst der um 2,4 % höheren Teuerungszulage für 
alle Angestellten weitere Faktoren wie Lohnklassenwechsel im Kindergarten und der 
Mehreinsatz von Klassenassistenzen und Heilpädagoginnen negativ zu Buche. Dies 
ist auf die integrierte Sonderschulung, schwierige Klassenkonstellationen sowie den 
Mehrbedarf für Deutsch als Zweitsprache im Kindergarten und in der Primarschule, 
längere krankheitsbedingte Personalausfälle sowie vermehrten Logopädiebedarf zu-
rückzuführen. Wegen der vielen neu zugezogenen fremdsprachigen Kinder wurde zu-
sammen mit der Schule Unteres Rafzerfeld eine DaZ-Aufnahmeklasse gebildet, deren 
Bedarf im Rahmen des Budgets noch nicht absehbar war. Der Kanton leistete Beiträge 
an die integrierte Sonderschulung. Auf der Sekundarstufe wurden weniger Klassen-
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assistenzen und Zivildienstleistende eingesetzt, dafür entstanden Mehrkosten für Zu-
satzlektionen durch eine Klassenteilung, DaZ-Unterricht und Logopädietherapien. 
Budgetpositionen für Weiterbildungen, Anschaffungen und Projekte wurden aufgrund 
der Team- und Klassenkonstellationen nicht ausgeschöpft. Weniger Schüler und 
Schülerinnen im Berufsvorbereitungsjahr sowie in Sport- und Musikschulen. 
 
Bei den Schulliegenschaften sind höhere Personalkosten für Aushilfen bei Stellen-
wechseln und Arbeitsausfällen entstanden. Mehraufwand durch den Umzug des 
Schulhauses Götze für Umzugsfirma, bauliche Anpassungen, Material sowie Projekt-
begleitung. Bauliche Mehrkosten für Instandsetzung von Lamellenstoren und ein Son-
nensegel im Kinderhort. Geringere Abschreibungen durch noch nicht in Nutzung ge-
nommene Investitionen. Lohnkosten werden intern auf die entsprechenden Funktio-
nen und zweiten Kostenstellen sowie auf Investitionsprojekte der Liegenschaften um-
gelegt. Im Kinderhort konnte nur ein Zivildienstleistender eingesetzt werden, sodass 
mehr Aushilfen angestellt werden mussten. Höhere Kosten für Lebensmittel und An-
schaffungen. Auszahlung einer Abfindung und Springereinsatz zur Überbrückung der 
Schulleitervakanz, was im Gegenzug zu tieferen Lohnkosten und zur Verschiebung 
diverser Projekte führte. Das Unterstützungsangebot VIP-Klassenzimmer wurde nicht 
angeboten. Weil mehrere Schülerkurse mangels Anmeldung nicht durchgeführt wur-
den, resultierten zwar tiefere Lohnkosten, aber dies führte auch zu geringeren Einnah-
men. Zunahme der Transportkosten für externe Sonderschulungen und Kinder in Kli-
niken. Zwar ist der Kostenanteil an den Kanton für die Sonderschulen tiefer, dagegen 
fielen die Kosten für private Sonderschulen höher aus. Die Erwachsenenbildungskurse 
waren gut besucht und führten zu mehr Kursgeldern. 
 
3 Kultur, Sport und Freizeit 
Der Nettoaufwand dieses Aufgabenbereichs schliesst Fr. 96'387.41 über Budget ab. 
Die Abweichungen begründen sich wie folgt: 
 
Diverse Reparaturen in der Saalsporthalle wie Neubeschichtung des Bodens. Tieferer 
Kostenanteil an das Freibad Rafzerfeld, weil Energie- und Unterhaltskosten geringer 
ausgefallen sind. Zudem beteiligt sich die Gemeinde Wasterkingen neu am Defizit. 
Höhere interne Personalkosten für Reinigung sowie zur Bewässerung der Grünanla-
gen und Sportplätze. 
 
4 Gesundheit 
Der Nettoaufwand dieses Aufgabenbereichs schliesst Fr. 696'203.20 über Budget ab. 
Die Abweichungen begründen sich wie folgt: 
 
Die Wohnen und Pflege Peteracker AG (WPP) hat einen Verlust erwirtschaftet, wel-
cher zu einer Wertkorrektur der Beteiligung um Fr. 496'600.-- führt. Für die Pflegefi-
nanzierung in Heimen mussten insgesamt rund Fr. 173'000.-- und für die Spitex rund 
Fr. 25'000.-- mehr aufgewendet werden. Diese Kosten sind jeweils schwer abschätz-
bar, auch für welche Heime sie zu leisten sind. Es ist eine massive Zunahme in der 
Langzeitpflege aufgrund der Anzahl Personen und der höheren Pflegestufen festzu-
stellen. Bei der ambulanten Pflege ist eine Fallzunahme bei den spezialisierten Leis-
tungserbringern eingetreten. 
 
5 Soziale Sicherheit 
Der Nettoaufwand dieses Aufgabenbereichs schliesst Fr. 366'574.04 unter Budget ab. 
Die Abweichungen begründen sich wie folgt: 
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Massive Zunahme von Ergänzungsleistungsbezügern, woran sich der Kanton mit 
70 % beteiligt, womit noch Fr. 37'000.-- Mehrkosten für IV-Rentner und Fr. 74'000.-- 
für AHV-Rentenbezüger bei der Gemeinde verbleiben. Es mussten im Gegenzug we-
niger Krankheitskosten übernommen werden und es erfolgten mehr Rückerstattungen, 
u.a. durch die Gesetzesänderung können allfällige Erbschaften herangezogen wer-
den. Die ersten Erfahrungen nach Einführung der neuen Jugendheimfinanzierung ha-
ben gezeigt, dass die auf die Gemeinden aufgeteilten Heimkosten höher ausfallen als 
prognostiziert. Für die gesetzliche wirtschaftliche Hilfe mussten wie im Vorjahr rund 
Fr. 408'000.-- weniger als budgetiert aufgewendet werden, dies durch rückläufige Fall-
zahlen in der Sozialhilfe. Ausserdem erfolgten hohe Renten- und Kostenrückerstattun-
gen. Hingegen Fallzunahme im Asylwesen infolge der höheren Aufnahmequote, wes-
halb zur Unterbringung mehr Liegenschaften angemietet werden mussten. Die Bei-
träge schwanken stark je nach Anzahl der Haushalte und Personen pro Haushalt. Zwar 
fielen massive Kosten für die steigende Zahl von Asylsuchenden an, aber durch die 
pauschale Rückerstattung vom Kanton ist ein Ertragsüberschuss zu verzeichnen. Wei-
terbeschäftigung der Lehrabgängerin zur Unterstützung. Steigende Fallentschädigung 
an die SVA für die Bearbeitung der Ergänzungsleistungen. 
 
6 Verkehr und Nachrichtenübermittlung 
Der Nettoertrag dieses Aufgabenbereichs schliesst Fr. 226'192.24 über Budget ab. Die 
Abweichungen begründen sich wie folgt: 
 
Bei den Gemeindestrassen sind geringere Unterhaltskosten angefallen. Der Kanton 
hat erstmals Beiträge aus dem Strassenfonds ausbezahlt, die höher ausgefallen sind, 
weil mehr beitragsfähige Strassen akzeptiert wurden. Es wurden mehr interne Dienst-
leistungen verrechnet. Weil das Netzwerk Ende 2023 verkauft wurde, konnte die Spe-
zialfinanzierung zugunsten des Steuerhaushaltes aufgelöst werden. Dies führte nebst 
dem Buchgewinn und weiteren Einnahmen zu einem Ertragsüberschuss von rund 2,4 
Mio. Franken. Die Kosten der Signallieferung für MySports sind entfallen, hingegen 
musste aufgrund der Bautätigkeit noch in den baulichen Unterhalt investiert werden. 
Die jeweils erst im Folgejahr ausbezahlten Erträge für Netznutzung und Werbefens-
terentschädigungen konnten für zwei Jahre berücksichtigt werden. 
 
7 Umweltschutz und Raumordnung 
Der Nettoaufwand dieses Aufgabenbereichs schliesst Fr. 5'901.78 unter Budget ab. 
Die Abweichungen begründen sich wie folgt: 
 
Die Ergebnisse der gebührenfinanzierten Bereiche werden in die Spezialfinanzierun-
gen eingelegt (Wasser Ertragsüberschuss Fr. 35'700.-- anstatt Aufwandüberschuss 
Fr. 63'600.--) bzw. entnommen (Aufwandüberschuss Abwasser Fr. 112'900.-- anstatt 
Fr. 193'100.-- und Abfall Fr. 49'100.-- anstatt Ertragsüberschuss Fr. 24'600.--). Die 
Umwandlungen der Zweckverbände im Wasser- und Abwasserbereich führten dazu, 
dass die Abschreibungen auf den Investitionsbeiträgen entfallen, deren Defizite sind 
trotzdem tiefer ausgefallen. Der gestiegene interne Zinssatz führt zu höheren Gut-
schriften für die Spezialfinanzierungen, aber auch leicht höhere Zinsbelastungen für 
das Verwaltungsvermögen. Dieses weist aber einen tieferen Stand als angenommen 
aus, sodass auch die Abschreibungen tiefer ausgefallen sind. Die Gebührenerträge 
sind aufgrund des Wasserbezugs geringer, hingegen konnten mehr Dienstleistungen 
verrechnet werden. Im Abfallbereich fielen die wieder eingeführten Grundgebühren 
aufgrund der Vorgaben des Preisüberwachers tiefer aus. Höhere Grüngutkosten, was 
aber auch Mehreinnahmen generiert. Die ersten Erfahrungen der Kunststoffsammlung 



- 8 - 

zeigen, dass diese rege genutzt wird. Die Einnahmen aus der Sammelstelle variieren 
je nach Marktlage stark. 
 
8 Volkswirtschaft 
Der Nettoertrag dieses Aufgabenbereichs schliesst Fr. 374'049.57 über Budget ab. Die 
Abweichungen begründen sich wie folgt: 
 
Im Forstbetrieb mussten zwar mehr Holzschnitzel zugekauft werden, aber da weniger 
eigene Holzschnitzel hergestellt wurden, sind die eingekauften Drittleistungen gerin-
ger. Es wurden mehr Eigenleistungen und Dienstleistungen für Dritte erbracht, u.a. für 
den neu gegründeten IKA Forstbetrieb Rafzerfeld. Ausserdem wurde vor allem mehr 
Stammholz verkauft. Die Gewinnausschüttung der ZKB ist durch den besseren Ab-
schluss um Fr. 128'600.-- höher als angenommen ausgefallen. 
 
9 Finanzen und Steuern 
Der Nettoertrag dieses Aufgabenbereichs (ohne Abschlusskonti) schliesst 
Fr. 2'564'417.12 über Budget ab. Die Abweichungen begründen sich wie folgt: 
 
Die Steuern des laufenden Rechnungsjahres führen trotz höherem Budget 2023 noch-
mals zu Mehreinnahmen von rund Fr. 260'000.-- (Einfache Staatssteuer 100 % von 
Fr. 10'829'000.-- anstatt Fr. 10'600'000.--, Vorjahr Fr. 10'369'000.--), wovon rund 
Fr. 100'000.-- auf Mehrerträge von juristischen Personen zurückzuführen sind. Auf-
grund der Unsicherheit der Corona-Pandemie wurden die Erträge früherer Jahre zu-
rückhaltend budgetiert. Es wurde mit einem Einbruch der Erträge gerechnet, welcher 
sich nicht bestätigt hat. Die Steuern sind zwar leicht tiefer als im Vorjahr ausgefallen, 
haben aber ausser bei den Gewinnsteuern der juristischen Personen über dem budge-
tierten Betrag abgeschlossen, selbst die Vermögenssteuern sind trotz schlechter Bör-
senkurse Ende 2022 gestiegen. Es ist ein Mehrertrag von rund Fr. 616'700.-- gegen-
über dem budgetierten Ertrag von 1 Mio. Franken entstanden. Zudem sind geringere 
Abschreibungen durch Verlustscheinbewirtschaftung und tiefere Steuererträge aus 
Nachsteuern, aktiven Steuerausscheidungen und Quellensteuern, aber höhere pas-
sive Steuerausscheidungen zu verzeichnen. Insgesamt sind Fr. 654'000.-- mehr or-
dentliche Steuern gegenüber dem Budget 2023 eingenommen worden, im Vorjahr 
wurde das Budget sogar um Fr. 1'016'000.-- übertroffen. 
 
Der Mehrertrag 2023 ist insbesondere auf die Grundstückgewinnsteuern zurückzufüh-
ren, welche das Budget um Fr. 1'726'600.-- übertroffen haben. Es konnten Pendenzen 
abgetragen werden, insbesondere wurde die erste Etappe des Grossprojektes 
RafzSüd veranlagt. Aufgrund der weiterhin guten Verkaufssituation von Liegenschaf-
ten werden sehr hohe Grundstückgewinne erzielt. Das steigende Zinsniveau hat Aus-
wirkungen auf die Fremdfinanzierung, sodass auch der interne Zinssatz von 1,04 % 
im Budget auf 1,35 % in der Jahresrechnung gestiegen ist. Die Gemeinde musste sich 
aber weniger stark verschulden. Zudem konnten kurzfristige Festgeldanlagen getätigt 
werden. 
 
Die Neubewertung der Liegenschaften im Finanzvermögen, welche alle vier Jahre 
durchgeführt werden muss, führte zu einem Bewertungsgewinn von Fr. 123'600.--. 
Aus dem Verkauf der Antennenanlage resultiert ein Buchgewinn von Fr. 72'000.--, aus 
dem Aktienverkauf des MRI Bülach ein solcher von Fr. 64'400.--. Aus der Auflösung 
der Spezialfinanzierung der Antennenanlage wurde die budgetierte Einlage in die fi-
nanzpolitische Reserve von 2,5 Mio. Franken getätigt. Insgesamt ist ein Ertragsüber-
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schuss von Fr. 2'301'100.-- entstanden anstatt ein solcher von Fr. 277'600.--. Dies ent-
spricht einer Verbesserung von Fr. 2'023'500.--, was vor allem auf die höheren Steu-
ererträge von insgesamt Fr. 2'380'700.-- zurückzuführen ist. 
 
Geschäftsgang der Wohnen und Pflege Peteracker AG 
Die Politische Gemeinde Rafz ist alleinige Aktionärin der gemeinnützigen Aktienge-
sellschaft Wohnen und Pflege Peteracker AG (WPP AG). Grundlage der Auslagerung 
bildet die Verordnung über die Ausgliederung und Umwandlung des Alters- und Pfle-
geheims Peteracker in eine gemeinnützige Aktiengesellschaft vom 13. Februar 2022. 
Nach Art. 11 Abs. 2 dieser Verordnung orientiert der Gemeinderat die Gemeindever-
sammlung jährlich über den Stand der Gesellschaft, insbesondere über den Ge-
schäftsgang, den Jahresabschluss und das Budget. Der Gemeinderat hat festgelegt, 
diese Informationen jeweils im Rahmen des Beleuchtenden Berichts zur Jahresrech-
nung bekannt zu geben. 
 
Die Jahresrechnung 2023 der WPP AG schliesst mit einem Verlust von Fr. 496'578.88 
ab. Das Budget 2023 rechnete noch mit einem Gewinn von Fr. 122'500.--. Die Abwei-
chung ist auf folgende unvorhergesehenen Ereignisse zurückzuführen: 
– Mehraufwendungen im Personalbereich durch verschiedene krankheitsbedingte 

Langzeitausfälle, kurzfristige Überbrückungen beim Pflegepersonal für Nachtdienst 
und fehlerhaft budgetierte Personalstellen und entsprechend zu tiefe Kosten beim 
pflegerischen Hilfspersonal. Dies führte beim Personalaufwand insgesamt zu Mehr-
kosten von rund Fr. 354'000.--. 

– Die Sachkosten fielen höher aus als geplant. Einerseits wegen Anschaffungen im 
Hinblick auf die drohende Energiemangellage, wegen höherer Energiekosten sowie 
aufgrund der allgemein höheren Preise aufgrund der Teuerung. Andererseits sind 
unerwartete Ausgaben bei den Informatikmitteln angefallen und, um den Ertrag zu 
steigern, wurden die Werbebemühungen generell verstärkt. Somit belaufen sich die 
Mehrkosten beim Sachaufwand insgesamt auf rund Fr. 166'000.--. 

– Beim Unterhalt der Infrastrukturanlagen waren die Ausgaben aufgrund des Gebäu-
dezustands um rund Fr. 76'000.-- höher als geplant (Kücheninfrastruktur, Heizung, 
Pflegebad etc.). 

 
Aufgrund der in den Jahren 2022 und 2023 angefallenen Verluste hat sich das Eigen-
kapital von Fr. 5'000'000.-- auf Fr. 4'282'308.-- reduziert. Dies wurde in der Bilanz der 
Politischen Gemeinde Rafz mit einer Wertberichtigung berücksichtigt. 
 
Die WPP AG hat im Berichtsjahr in verschiedenen Bereichen des Betriebes auch zahl-
reiche Verbesserungen und Optimierungen umgesetzt, u.a. Erhöhung der Pflegequa-
lität, Neuverhandlung und Abschluss von Leistungsvereinbarungen mit den Gemein-
den Buchberg und Rüdlingen. Audits von Prozessen sowie im Bereich Datenschutz 
und nicht zuletzt Evaluation und Einführung einer integrierten Heim-Softwarelösung 
u.v.m. 
 
Der Verwaltungsrat und die Geschäftsleitung der WPP AG rechnen für 2024 mit einem 
Überschuss. Die Gremien setzen alles daran und haben Massnahmen sowohl auf der 
Ertrags- wie auch auf der Aufwandseite eingeleitet, um in den Jahren 2024 und 2025 
mit entsprechend zu erwirtschaftenden Gewinnen das Eigenkapital sukzessive wieder 
aufzubauen. 
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Investitionsrechnung 
 
Die Investitionsrechnung im Verwaltungsvermögen schliesst bei Ausgaben von 
Fr. 6'149'017.89 und Einnahmen von Fr. 2'275'714.19 mit Nettoinvestitionen von 
Fr. 3'873'303.70 ab. Im Budget 2023 wurde mit Nettoinvestitionen von Fr. 5'075'000.-- 
gerechnet. 
 
Als grösste Investitionen wurden getätigt: 
 
– Chnübrächi: Belagssanierung, Ersatz Wasserleitung/Kanal Fr. 736'596.00 
– Schulhaus Schalmenacker, Anbau Ost Fr. 3'307'696.67 
– Ersatz Badewassertechnik (Teil Sanierung Lehrschwimmbecken) Fr. 322'073.40 
– Übertrag Netzwerk in Finanzvermögen für Verkauf Fr. 1'564'556.52 
 
Die Antennenanlage bzw. das Netzwerk wurde für Fr. 1'636'600.-- veräussert, woraus 
ein Buchgewinn zugunsten der Erfolgsrechnung von Fr. 72'043.48 resultiert. Erste 
Kostenbeiträge der Schule Unteres Rafzerfeld wurden für das Lehrschwimmbecken 
eingefordert. Es wurden Anschlussgebühren von Fr. 179'913.62 im Wasserwerk und 
Fr. 177'592.40 bei der Abwasserbeseitigung vereinnahmt. 
 
Kennzahlen 
 
Per 31. Dezember 2023 beträgt das Nettovermögen der Politischen Gemeinde Rafz 
Fr. 4'997'126.30 (Vorjahr Fr. 3'949'863.69) bzw. Fr. 1'050.-- pro Einwohner (Vorjahr 
Fr. 846.--). 
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2. Ersatzwahl eines Mitglieds des Wahlbüros Rafz für den Rest 

der Amtsdauer 2022 bis 2026 

 

 
 
Rücktritt Wahlbüro 
 
Aus beruflichen Gründen ist Sandrine Cugny per 31. Dezember 2023 aus dem Wahl-
büro ausgetreten. 
 
Gemäss Art. 4 Abs. 2 der Gemeindeordnung der Politischen Gemeinde Rafz (GO) in 
Verbindung mit § 23 Abs. 3 des kantonalen Gesetzes über die politischen Rechte 
(GPR, LS 161) ist für die Wahl in Organe der Gemeinde der politische Wohnsitz in 
Rafz vorgeschrieben. 
 
Gemäss § 24 GPR bewilligt die für die vorzeitige Entlassung zuständige Behörde auf 
Gesuch hin die Beendigung der Amtsdauer, sofern das betroffene Organ dem zu-
stimmt und die Aufgabenerfüllung sichergestellt ist. Nach § 36 Abs. 1 lit. b GPR ist der 
Gemeindevorstand (Gemeinderat) für die vorzeitige Entlassung bei Mitgliedern des 
Wahlbüros zuständig. Die entlassene Person bleibt bis zum Amtsantritt der Nachfol-
gerin oder des Nachfolgers im Amt, ausser die Entlassungsbehörde ordnet das Aus-
scheiden auf einen früheren Zeitpunkt an (Abs. 2). 
 
Ersatzwahl Wahlbüro 
 
Gestützt auf Art. 47 GO hat der Gemeinderat die Mitgliederzahl des Wahlbüros auf 15 
Sitze festgelegt. Die Mitglieder des Wahlbüros werden nach Art. 12 Ziff. 2 GO sowohl 
bei Erneuerungs- als auch Ersatzwahlen durch die Gemeindeversammlung gewählt. 
Die Wahlen finden offen statt. Wählbar ist jede/r Schweizer Bürger/in, sofern sie/er das 
18. Altersjahr zurückgelegt hat, in der Politischen Gemeinde Rafz Wohnsitz hat und 
von der Ausübung der politischen Rechte auf Bundesebene nicht ausgeschlossen ist. 
 
Wahlvorschlag 

 
Die Rafzer Parteien und Interessengruppierungen wurden eingeladen, eine geeignete 
Kandidatin bzw. einen geeigneten Kandidaten zu melden. Seitens der SVP Rafz wird 
folgende Person zur Wahl in das Wahlbüro Rafz für den Rest der Amtsdauer 2022 bis 
2026 vorgeschlagen: 
 
Leutwiler Marc, geb. 2005, Schüler, wohnhaft Schrännhalde 9, SVP 
 
 
 

 
Behördlicher Referent: Gemeindepräsident Kurt Altenburger 
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Rechtsmittel 
 
Der Rechtsschutz stellt einer Person, die von einer staatlichen Anordnung betroffen 
ist, Rechtsmittel (Rekurse) und einen Rechtsbehelf (Aufsichtsbeschwerde) zur Ver-
fügung, um sich gegen eine Anordnung zur Wehr zu setzen. 
 
Die Rechtsmittel sind seit dem 1. Januar 2018 einheitlich im Verwaltungsrechtspflege-
gesetz vom 24. Mai 1959 (VRG, LS 175.2) geregelt. 
 
Es ist zwischen dem Rekurs in Stimmrechtssachen, dem Rekurs und der Aufsichtsbe-
schwerde zu unterscheiden. Bei einem Rekurs muss die Rekursschrift einen Antrag 
und dessen Begründung enthalten (§ 23 Abs. 1 VRG). 
 
Bei Fragen zu den Rechtsmitteln oder zur Aufsichtsbeschwerde hilft Ihnen der Ge-
meindeschreiber oder die Bezirksratskanzlei Bülach gerne weiter. 
 
 
Rekurs in Stimmrechtssachen (§ 19 Abs. 1 lit. c VRG) 
 
Handlungen staatlicher Organe, welche die politische Stimmberechtigung der Bürge-
rinnen und Bürger oder Volkswahlen oder Volksabstimmungen betreffen (Stimm-
rechtssachen), können mit Rekurs innert 5 Tagen beim Bezirksrat angefochten wer-
den. 
 
Der Rekurs gegen die Verletzung von Verfahrensvorschriften in der Gemeindever-
sammlung setzt voraus, dass sie in der Versammlung gerügt worden ist (§ 21 a 
Abs. 2 VRG). 
 
 
Rekurs gegen Anordnungen und Erlasse (§ 19 Abs. 1 lit. a, b und d VRG) 
 
Mit Rekurs können Anordnungen und Erlasse der gemeinderechtlichen Organisatio-
nen angefochten werden. Die Rekursfrist beträgt 30 Tage (§ 22 Abs. 1 VRG). 

 
 
Aufsichtsbeschwerde 
 
Mit der Aufsichtsbeschwerde kann jede Person die Aufsichtsbehörde über Unregel-
mässigkeiten bei einer beaufsichtigten Organisation informieren. Die Aufsichtsbe-
schwerde ist ein „formloser Rechtsbehelf“ und im Gesetz nicht vorgesehen. Sie ist 
grundsätzlich an keine Frist gebunden. 
 
Die Berichtigung des Protokolls z.B. einer Gemeindeversammlung ist mit einer Auf-

sichtsbeschwerde zu verlangen, sofern sie nicht gleichzeitig mit einem Rekurs gegen 
eine Anordnung oder einen Erlass verlangt werden kann. Es kann gerügt werden, dass 
das Protokoll den Wortlaut der gefassten Beschlüsse nicht richtig wiedergibt, es Lü-
cken in der Wiedergabe der wesentlichen Aussagen enthält oder es Aussagen in einer 
Weise wiedergibt, die dem tatsächlichen Sinn zuwiderlaufen. 
 


